
Beschluss des Präsidenten des Gerichts vom 29. Juli 2011 
— Cementos Portland Valderrivas/Kommission 

(Rechtssache T-296/11 R) 

(Vorläufiger Rechtsschutz — Wettbewerb — Auskunftsver
langen — Art. 18 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 
— Antrag auf Aussetzung des Vollzugs — Fehlende 

Dringlichkeit) 

(2011/C 282/50) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Antragstellerin: Cementos Portland Valderrivas, SA (Pamplona, 
Spanien) (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt L. Ortiz 
Blanco) 

Antragsgegnerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmäch
tigte: F. Castilla Contreras, C. Urraca Caviedes und C. Hödlmayr 
im Beistand von Rechtsanwalt J. Rivas) 

Gegenstand 

Antrag auf Aussetzung des Vollzugs des Beschlusses K(2011) 
2368 endg. der Kommission vom 30. März 2011 in einem 
Verfahren nach Art. 18 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 
des Rates (Sache 39.520 — Zement und verwandte Produkte) 

Tenor 

1. Der Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz wird zurückgewiesen. 

2. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

Beschluss des Präsidenten des Gerichts vom 29. Juli 2011 
— HeidelbergCement/Kommission 

(Rechtssache T-302/11 R) 

(Vorläufiger Rechtsschutz — Wettbewerb — Auskunftsver
langen — Art. 18 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 
— Antrag auf Aussetzung des Vollzugs — Fehlende 

Dringlichkeit) 

(2011/C 282/51) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Antragstellerin: HeidelbergCement AG (Heidelberg, Deutschland) 
(Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte U. Denzel, T. Holzmül
ler und P. Pichler) 

Antragsgegnerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmäch
tigte: M. Kellerbauer, R. Sauer und C. Hödlmayr) 

Gegenstand 

Antrag auf Aussetzung des Vollzugs des Beschlusses K(2011) 
2361 endg. der Kommission vom 31. März 2011 in einem 
Verfahren nach Art. 18 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 
des Rates (Sache 39520 — Zement und verwandte Produkte) 

Tenor 

1. Der Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz wird zurückgewiesen. 

2. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

Rechtsmittel, eingelegt am 14. Juni 2011 von Ioannis 
Vakalis gegen das Urteil des Gerichts für den öffentlichen 
Dienst vom 13. April 2011 in der Rechtssache F-38/10, 

Vakalis/Kommission 

(Rechtssache T-317/11 P) 

(2011/C 282/52) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführer: Ioannis Vakalis (Luvinate, Italien) (Prozess
bevollmächtigter: Rechtsanwalt S. A. Pappas) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission 

Anträge 

Der Rechtsmittelführer beantragt, 

— das angefochtene Urteil aufzuheben; 

— den im ersten Rechtszug gestellten Anträgen stattzugeben, 
mit Ausnahme desjenigen Antrags, der vom Gericht zu 
Recht als unzulässig zurückgewiesen worden ist; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Das vorliegende Rechtsmittel ist auf die Aufhebung des Urteils 
des Gerichts für den öffentlichen Dienst (Erste Kammer) vom 
13. April 2011 in der Rechtssache F-38/10, Vakalis/Kommis
sion, gerichtet. 

Zur Stützung des Rechtsmittels macht der Rechtsmittelführer 
vier Rechtsmittelgründe geltend. 

1. Erster Rechtsmittelgrund: Unlogische Argumentation des Ge
richts für den öffentlichen Dienst, das nicht die Schlüsse aus 
seinen eigenen Feststellungen ziehe, insoweit es festgestellt 
habe, dass es Sache der Kommission sei, Wechselkursände
rungen zu berücksichtigen. Diese Frage werde jedoch von 
der Kommission nicht berücksichtigt. Das angefochtene Ur
teil weise somit eine unlogische Begründung auf. 

2. Zweiter Rechtsmittelgrund: Irrtum des Gerichts für den öf
fentlichen Dienst in Bezug auf die ihm gestellte Frage. Aus 
dem angefochtenen Urteil gehe hervor, dass das Gericht ver
standen habe, dass der Rechtsmittelführer ihm die Frage ge
stellt habe, ob die unterschiedliche Behandlung der Beamten, 
die den Allgemeinen Durchführungsbestimmungen zu den 
Art. 11 und 12 des Anhangs VIII des Statuts (im Folgenden: 
ADB) von 1969 unterworfen seien, und der Beamten, die 
den ADB von 2004 unterworfen seien, unrechtmäßig sei, 
wohingegen die dem Gericht gestellte Frage diejenige gewe
sen sei, ob „die neuen ADB in dem Sinne diskriminierend 
sind, dass sie unterschiedliche Sachverhalte gleich behan
deln“. Der Rechtsmittelführer macht in diesem Sinne geltend, 
dass das Gericht den Klagegrund des Verstoßes gegen den 
Grundsatz der Gleichbehandlung zu Unrecht zurückgewiesen 
habe.
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3. Dritter Rechtsmittelgrund: Ersetzung der Begründung durch 
das Gericht. Der Rechtsmittelführer macht zum einen gel
tend, dass die haushaltsrechtliche Begründung der ADB erst 
im Laufe der mündlichen Verhandlung genannt worden sei, 
und zum anderen, dass diese Begründung von derjenigen 
abweiche, die dem Rechtsmittelführer in der seine Be
schwerde zurückweisenden Entscheidung gegeben worden 
sei (und die vom Gericht im Übrigen für unzureichend er
achtet worden sei). Nach der Rechtsprechung stehe es dem 
Gericht nicht zu, das etwaige Fehlen einer Begründung aus
zugleichen oder die Begründung der Kommission zu ergän
zen, indem es Gesichtspunkte hinzufüge oder ersetze, die 
sich nicht aus der angefochtenen Entscheidung selbst 
ergäben. 

4. Vierter Rechtsmittelgrund: Offensichtlicher Beurteilungsfehler 
insofern, als das Gericht für den öffentlichen Dienst den den 
Grundsatz der Gleichbehandlung betreffenden Klagegrund 
deswegen zurückgewiesen habe, weil der Rechtsmittelführer 
nicht dargetan habe, dass eine ungerechtfertigte Ungleichbe
handlung vorgelegen habe. Der Rechtsmittelführer habe aber 
dargetan, dass die in Rede stehende Ungleichbehandlung 
nicht durch die Einführung des Euro gerechtfertigt gewesen 
sei, was die ursprüngliche Begründung für die Zurückwei
sung der Beschwerde gewesen sei. 

Klage, eingereicht am 23. Juni 2011 — Régie Networks und 
NRJ Global/Kommission 

(Rechtssache T-340/11) 

(2011/C 282/53) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerinnen: Régie Networks (Lyon, Frankreich) und NRJ Global 
(Paris, Frankreich) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte B. Ge
neste et C. Vannini) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerinnen beantragen, 

— die Haftung der Europäischen Union festzustellen, für 

— die Rechtswidrigkeit der Entscheidung der Europäischen 
Kommission vom 10. November 1997 über die staatli
che Beihilfe N 679/97, 

— die Untätigkeit der Kommission im Anschluss an die 
Feststellung dieser Rechtswidrigkeit, die im Schreiben 
vom 8. Mai 2003 an die französischen Behörden ver
merkt worden ist; 

— die Europäische Kommission zum Ersatz des vollständigen 
Schadens, der den Klägerinnen durch die in der Klage ge
nannten Pflichtverletzungen entstanden ist, zu verurteilen, 
der Folgendes umfasst: 

— die für den Zeitraum vom 1. Januar 1998 bis zum 31. 
Dezember 2000 entrichtete Steuer, 

— die Anwaltshonorare für das gerichtliche Verfahren zur 
Erstattung der für den Zeitraum vom 1. Januar 2001 bis 
zum 31. Dezember 2002 entrichteten Steuer, 

— die Anwaltshonorare für das vorliegende gerichtliche 
Verfahren; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Klägerinnen stützen ihre Klage auf zwei Klagegründe: 

1. Erster Klagegrund: Pflichtverletzung aufgrund der Rechtswid
rigkeit der Entscheidung der Kommission vom 10. Novem
ber 1997. Die Kommission habe im Rahmen der Prüfung 
der Beihilferegelung für den Hörfunk im Jahr 1997 erklärt, 
dass diese im Einklang mit den Vorschriften des Vertrags 
stehe, ohne jedoch die Finanzierungsweise dieser Beihilfe
regelung zu prüfen, obwohl sie aufgrund einer gefestigten 
einschlägigen Rechtsprechung des Gerichtshofs dazu ver
pflichtet gewesen wäre, da es sich dabei um einen integralen 
Bestandteil der betreffenden Beihilferegelung gehandelt habe. 
Daher sei die Entscheidung der Kommission rechtswidrig 
und stelle eine Pflichtverletzung dar, die die außervertragliche 
Haftung der Europäischen Union begründe. 

2. Zweiter Klagegrund: Verletzung des Grundsatzes der ord
nungsgemäßen Verwaltung, da die Kommission es im Jahr 
2003 unterlassen habe, die schädlichen Folgen ihrer Ent
scheidung von 1997 zu beheben. Die Kommission habe 
die Rechtswidrigkeit ihrer Entscheidung vom 10. November 
1997 spätestens am 8. Mai 2003 festgestellt. An diesem Tag 
habe die Kommission ein Schreiben an die französischen 
Behörden gerichtet, in dem sie erklärt habe, dass die Finan
zierungsweise der Beihilferegelung für den Hörfunk, wie sie 
zuletzt in der Entscheidung vom 10. November 1997 ge
nehmigt worden sei, gegen die Vertragsvorschriften verstoße. 
Die Kommission habe jedoch keine Maßnahmen ergriffen, 
um der festgestellten Rechtswidrigkeit abzuhelfen. Die Klä
gerinnen sind daher der Ansicht, dass die Kommission da
durch, dass sie nicht die schädlichen Folgen ihrer im Jahr 
1997 erlassenen rechtswidrigen Entscheidung beseitige, den 
Grundsatz der ordnungsgemäßen Verwaltung verletze — ei
nen allgemeinen Grundsatz des Unionsrechts — und dass 
diese Unterlassung daher die Haftung der Europäischen 
Union begründe. 

Klage, eingereicht am 7. Juli 2011 — Makhlouf/Rat 

(Rechtssache T-359/11) 

(2011/C 282/54) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Kläger: Hafez Makhlouf (Damas, Syrien) (Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte P. Grollet und G. Karouni) 

Beklagter: Rat der Europäischen Union
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